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Warmprügeln für G 8
Hamburgs Innensenator und Polizei mit Gewalteinsatz zufrieden. Kritik von Linkspartei und 
Grünen. Gezückte Schußwaffe kein Thema. Von Andreas Grünwald und Rüdiger Göbel

Knüppel, Wasserwerfer und ei-
ne gezückte Knarre beim Po-
lizeigroßaufgebot am Pfingst-

montag in der Elbmetropole: Hamburgs 
Innensenator Udo Nagel (CDU) war am 
Dienstag voll des Lobes für das »pro-
fessionelle und konsequente Handeln« 
seiner uniformierten Beamten. Diese 
hätten einen friedlichen Verlauf der De-
monstration gesichert, erklärte er frei 
nach George Orwell. Auch die Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) äußerte sich mit 
dem Einsatz rund um den ASEM-Gipfel 
vollends zufrieden. »Wir haben mit viel 
Polizei, mit hohem Kräfteeinsatz dort, 
soweit es ging, Sicherheit gewährleistet, 
zumindest was das Demonstrationsge-
schehen betrifft«, beschönigte GdP-
Chef Konrad Freiberg im Norddeut-
schen Rundfunk die Gewalteskalation. 
»Man kann sagen, daß der Polizeiein-
satz geglückt ist.« Geglückt? Unzählige 
Demonstranten bekamen die Knüppel 
seiner Kollegen zu spüren, insgesamt 
nahmen die Einsatzkräfte nach eigenen 
Angaben 34 Personen vorläufig fest, 86 
kamen in Gewahrsam.

Dabei hatten mehr als 6 000 Gegner 
der kapitalistischen Globalisierung unter 
dem Motto »Gate to global resistance –  
Gegen den G-8- und EU-Gipfel« ge-
gen das das sogenannte ASEM-Meeting 

der Europäischen Union protestiert –  
friedlich, trotz anhaltender Polizeipro-
vokationen. Streckenweise war die De-
monstration von einem fünfreihigen 
Spalier behelmter Kampfmaschinen 
in grün umzingelt. 3 000 Polizeibeam-
te waren im Einsatz, Pfefferspray und 
Schlagstöcke griffbereit, dazu Dutzende 
Wasserwerfer, gepanzerte Fahrzeuge –  
das Demonstrationsrecht war an die-
sem Tag in der Elbmetropole zur Farce 
verkommen. Demo-Anmelder Andreas 
Blechschmidt löste deshalb die Veran-
staltung am Rödingsmarkt offiziell auf. 
Die Polizei verhinderte den Abzug der 
Demonstranten, die folgende Randale 
war programmiert. Die Journaille kam 
auf ihre Kosten: »Militante G-8-Gegner 
randalieren sich warm«, hieß es später 
etwa bei Spiegel online.

Ganze drei Stunden hatten die De-
monstranten vor Auflösung des Mar-
sches gebraucht, um überhaupt von der 
nahegelegenen Reeperbahn in die Nähe 
des Rathauses zu gelangen. Dort tagten 
die 43 Außenminister aus 27 Ländern 
der Europäischen Union und 16 ihrer 
asiatischen »Partnerstaaten«. Protest 
von unten sollte ihnen nicht zugemutet 
werden. Politisch begründete dies am 
Dienstag Bundesaußenminister Frank-
Walter Steinmeier (SPD): »Warum de-

monstriert man eigentlich gegen eine 
Konferenz, in der Europäer und Asiaten 
versuchen, ein gemeinsames Augenmerk 
auf verschiedene Konfliktherde dieser 
Welt zu richten?« Steinmeier meinte 
weiter, es sei »geradezu eine Pflicht, 
in einer Situation, in der wir auf dieser 
Welt viel zu viele Konflikte haben, nach 
Partnern zur Lösung von Konflikten zu 
suchen«. Es sei ein »großer Erfolg«, 
daß in Hamburg so viele an einem Tisch 
säßen, die zu »Konfliktherden« – etwa 
die Kriege in Afghanistan und im Irak 
– gemeinsame Ansichten austauschten. 
»Das ist ein Wert an sich, und den sollten 
wir verteidigen, auch vor denjenigen, 
die das kritisieren, wenn auch vielleicht 
nicht im vollen Wissen über das, was wir 
hier tun«, so Steinmeier.

»Demonstrationen müssen hör- und 
sichtbar sein«, kritisierte dagegen  Heike 
Hänsel, entwicklungspolitische Spre-
cherin der Linksfraktion im Bundes-
tag, das brutale Vorgehen der Polizei. 
Die Auflagen und das massive Auftre-
ten der Polizei hätten die Demonstra-
tionsfreiheit eingeschränkt. Es sei nicht 
akzeptabel, daß Demonstranten »in 
einem Wanderkessel der Polizei durch 
eine menschenleere Innenstadt« laufen 
sollen. Das Vorgehen der Hamburger 
Sicherheitsbehörden, die eine »Null-To-

leranz-Strategie« gegen Demonstranten 
ausgerufen hatten, sei nicht zu akzeptie-
ren und werfe für den G-8-Gipfel seine 
Schatten voraus. Schließlich habe die 
Polizei die Demonstration als eine Art 
Generalprobe für die bevorstehenden 
Proteste beim G-8-Gipfel in Heiligen-
damm betrachtet. 

Ähnlich argumentierte auch die Grü-
nen-Vorsitzende Claudia Roth: »De-
monstrationen sollen etwas darstellen, 
etwas zeigen, die sollen in Hör- und 
Sichtweise stattfinden von denen, die 
es betrifft«, betonte die Parteichefin im 
TV-Sender N24. Sie habe Verständnis 
dafür, daß die Veranstalter die Demon-
stration aufgelöst hätten. 

Unkommentiert blieb der Skandal, 
daß ein Polizeibeamter kurz nach Auf-
lösung der Demonstration am Montag 
seine Waffe gezückt hatte: »Ein isolier-
ter Polizist fühlte sich durch Stein- und 
Flaschenwürfe derart bedrängt, daß er 
seine Dienstwaffe zog und kurz davor 
war, einen Warnschuß abzugeben. Er 
flüchtete sich in seinen Wagen«, beschö-
nigte Spiegel online die zugespitzte Si-
tuation. Zur Erinnerung: Bei den G-8-
Protesten in Genua im Juni 2001 war der 
Demonstrant Carlos Guiliani von einem 
angeblich »in Bedrängnis« geratenen 
Polizeibeamten erschossen worden. 

Es ist eine Seltenheit, daß 
eine Demonstration von 
seiten der Veranstalter vor-

zeitig aufgelöst wird. Warum kam 
eine Fortsetzung des Protestzugs 
gegen das EU-Asien-Treffen am 
Montag in Hamburg für Sie nicht 
Frage? 

Das war ein gezieltes politisches Si-
gnal. Wäre am Rödingsmarkt nicht 
abgebrochen worden, hätten wir an-
schließend durch eine menschenleere 
City in einem Polizeiwanderkessel zie-
hen müssen. Das wollten sich sowohl 
die Veranstalter als auch die Unter-
stützer der Demonstration nicht bieten 
lassen. Deshalb haben wir uns dafür 
entschieden, an dem Punkt der De-
moroute Schluß zu machen, der dem 
Hamburger Rathaus – dem Tagungsort 
der EU- und ASEM-Außenminister –  
am nächsten ist. Die dort ursprüng-
lich geplante Kundgebung war uns 
bekanntlich höchstrichterlich verboten 
worden. 

Der Abbruch erfolgte also nicht 
als Reaktion auf gewalttätige 
Machenschaften durch Autonome 
und »Randalierer«? 

Die Auflösung war gerade umgekehrt 
vor allem eine Reaktion auf das mar-
tialische und versammlungsfeindliche 
Agieren seitens der zu Tausenden auf-
marschierten Polizei. Es ist einfach 

kein Zustand, in einem dreireihigen 
Spalier von Polizisten in Kampfmon-
tur durch die Straßen zu ziehen. Es ist 
der großen Besonnenheit der Demon-
stranten zu verdanken, nicht auf diese 
Provokationen angesprungen zu sein 
und damit einen friedlichen Protest 
ermöglicht zu haben. 

Warum kam es aus Ihrer Sicht 
am Ende doch zu Ausschreitun-
gen? 

Es ist das verbriefte Recht eines je-
den Versammlungsteilnehmers, nach 
deren Auflösung den Ort des Gesche-
hens umgehend verlassen zu können. 
Genau das hat die Hamburger Polizei 
durch Errichtung einer Kette aber ver-
hindert. Das hat die Situation auch vor 
dem Hintergrund der vorangegange-
nen Provokationen und Einschüchte-
rungen so aufgeheizt, daß es fast schon 

zwangsläufig zu Gewalttätigkeiten 
kommen mußte. Die Eskalation geht 
deshalb aus meiner Sicht eindeutig auf 
das Konto der Polizeieinsatzleitung. 

Würden Sie sagen, die Eskalation 
wurde gezielt provoziert? 

Ich glaube, daß die Polizei zu solchen 
Gelegenheiten die Eskalation zumin-
dest bewußt in Kauf nimmt, um im 
nachhinein ihre völlig überzogenen 
Gewaltprognosen rechtfertigen zu 
können. Dazu gehört es, im Vorfeld 
ein Klima der Einschüchterung, Stig-
matisierung und Kriminalisierung zu 
schaffen. So hatte der Hamburger Poli-
zeipräsident tatsächlich behauptet, daß 
im Falle einer Kundgebung vor dem 
Rathaus die Gefahr eines Abbruchs 
des Gipfeltreffens bestehen würde. 
Das ist natürlich Nonsens und spie-
gelt nur den Wunsch von Polizei und 
politisch Verantwortlichen wider, das 
Versammlungs- und das Recht auf 
freie Meinungsäußerung systematisch 
auszuhöhlen. 

In den bürgerlichen Medien war 
von 1 000 bis 2 000 »Gewaltbe-
reiten« oder »Randalierern« die 
Rede. Wie haben Sie die Demon-
stration wahrgenommen? 

Noch einmal: Ich habe vor allem die 
Polizei als gewaltbereit erlebt. Im übri-
gen beteilige ich mich nicht an solchen 
Abzählspielchen, die letztlich nur das 
Ziel verfolgen, die Demonstranten in 
vermeintlich gute und böse zu spalten. 
In Hamburg sind am Montag mehr als 
6 000 Menschen über Stunden fried-
lich für ein gemeinsames Anliegen auf 
die Straße gegangen, und das trotz 
aller davor beschworenen Gewaltsze-
narien. 

War die Hamburger Demo eine 
gelungene Generalprobe für Hei-
ligendamm? Oder könnten die 
kommenden G-8-Proteste durch 
die in den Medien dominanten 
Bilder von Randalen diskreditiert 
worden sein? 

Zunächst bin ich nicht so vermessen, 

bei der Masse an Menschen und Grup-
pen, die zu den G-8-Protesten mobi-
lisieren, von einer Generalprobe zu 
reden. Aber natürlich ist es ein ermu-
tigendes Zeichen, daß schon gut eine 
Woche vor dem Gipfelgeschehen so 
viele Menschen für ihre Forderungen 
nach einer gerechteren Weltordnung 
auf die Straße gegangen sind. Die Re-
zeption in den bürgerlichen Medien ist 
jedenfalls ganz bestimmt nicht Kriteri-
um für unsere Mobilisierung. 

Aber fürchten Sie nicht, daß der-
lei Bilder Menschen vom Demon-
strieren abschrecken? 

Die bundesweiten Razzien am 9. Mai 
haben der Anti-G-8-Bewegung sogar 
neue Sympathien eingebracht. Und 
auch die Demo in Hamburg hat ge-
zeigt, daß die Leute der Legendenbil-
dung der Sicherheitsorgane nicht auf 
den Leim gehen oder sich vielmehr 
dadurch erst recht veranlaßt sehen, für 
ihre Bürgerrechte zu demonstrieren.

  Interview: Ralf Wurzbacher 

Gerichtsurteil

Vorbeugende Haft bei  
Blockaden rechtswidrig
Kurz vor den geplanten Blockade-
aktionen gegen den G-8-Gipfel in 
Heiligendamm bringt ein Urteil des 
Landgerichts Lüneburg Klarheit in die 
Debatte um die rechtliche Bewertung 
von Ingewahrsamnahmen.

In einer in diesen Tagen veröffent-
lichten Entscheidung (Geschäfts-
zeichen 1 T 38/01 21 A XIV 1/2001 L) 
heißt es, daß die dreitägige Ingewahr-
samnahme des Antiatomaktivisten 
Jochen Stay beim Castortransport 
nach Gorleben 2001 rechtswidrig 
war. Stay war damals am Rande ei-
ner Blockadeaktion in Gewahrsam 
genommen worden – angeblich, um 
eine erhebliche Gefahr für die Allge-
meinheit zu verhindern. Demgegen-
über erklärt das Gericht, daß die Teil-
nahme an einer Blockadeaktion nur 
eine Ordnungswidrigkeit darstelle 
und daraus keine erhebliche Gefähr-
dung der Allgemeinheit resultiere. 
Weiter heißt es im Urteil: »Ebenso 
wenig ist der bloße Aufenthalt in 
einer Demonstrationsverbotszone 
geeignet, etwa das Merkmal einer 
erheblichen Gefährdung der Allge-
meinheit zu bejahen.«

Lea Voigt, Sprecherin der Kam-
pagne »Block G 8«, forderte am 
Dienstag von der Polizei, die Vorbe-
reitungen für das illegale massenhafte 
Einsperren von Blockadeaktivisten 
einzustellen. »Wir lassen uns nicht 
einschüchtern und werden der G 8 
unser entschiedenes ›Nein‹ entge-
genstellen.«

Die Kampagne Block G 8 hat 
jüngst ihr Büro im Protestzentrum 
Rostock-Evershagen bezogen. »Die 
Mobilisierung hat alle Erwartungen 
übertroffen: Tausende Menschen ha-
ben sich bundesweit in Aktionstrai-
nings gemeinsam vorbereitet. Klar 
ist: Wir werden uns von unserem 
Vorhaben nicht abhalten lassen. Wir 
rechnen damit, daß über 10 000 Men-
schen die Zufahrtsstraßen nach Hei-
ligendamm blockieren werden«, so 
Martin Schmalzbauer, Sprecher der 
Kampagne Block G 8 abschließend. 

  (jW)

In Bedrängnis? Erst nach dem Zücken der Schußwaffe flogen am Montag die Farbeier auf den Uniformierten

»D i e  Po l i ze i  wa r  gewa l t b e re i t «
Hamburger Polizei verhinderte Abzug der Demonstranten und sorgte so für offensichtlich gewollte 
Randalebilder. Ein Gespräch mit Andreas Blechschmidt

Andreas Blechschmidt war der Anmelder 
der Demonstration gegen das EU-Asien-
Teffen am Pfingstmontag in Hamburg 
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